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Entscheidungsdatum

25.01.2018
Norm

B-VG Art.133 Abs4
StVO 1960 §29b

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. StVO 1960 § 29b heute
2. StVO 1960 § 29b gültig ab 24.04.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 17/2026
3. StVO 1960 § 29b gültig von 06.10.2015 bis 23.04.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 123/2015
4. StVO 1960 § 29b gültig von 01.01.2014 bis 05.10.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2013
5. StVO 1960 § 29b gültig von 01.07.2005 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 52/2005
6. StVO 1960 § 29b gültig von 22.07.1998 bis 30.06.2005 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 92/1998
7. StVO 1960 § 29b gültig von 31.07.1993 bis 21.07.1998 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 522/1993
8. StVO 1960 § 29b gültig von 01.05.1986 bis 30.07.1993 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 105/1986

Spruch
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Karin RETTENHABER-LAGLER als Vorsitzende und
den Richter Mag. Michael SCHWARZGRUBER sowie die fachkundige Laienrichterin Dr. Christina MEIERSCHITZ
als Beisitzer über die Beschwerde von XXXX, geb. XXXX, gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice,
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Landesstelle Wien, vom XXXX, betreffend die Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Ausweises
gemäß § 29b der Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960), zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Karin RETTENHABER-LAGLER als Vorsitzende und den
Richter Mag. Michael SCHWARZGRUBER sowie die fachkundige Laienrichterin Dr. Christina MEIERSCHITZ als
Beisitzer über die Beschwerde von römisch 40 , geb. römisch 40 , gegen den Bescheid des
Sozialministeriumservice, Landesstelle Wien, vom römisch 40 , betreffend die Abweisung des Antrages auf
Ausstellung eines Ausweises gemäß Paragraph 29 b, der Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960), zu
Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

Die Beschwerdeführerin ist seit 27.0.2001 Inhaberin eines Behindertenpasses mit einem eingetragenen Grad
der Behinderung von 60 von Hundert (v.H.).

Zuletzt beantragte sie am 04.02.2014 beim Sozialministeriumservice (in der Folge auch als belangte Behörde
bezeichnet) die Neufestsetzung des Grades der Behinderung sowie die Vornahme der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel" in den Behindertenpass. Die belangte Behörde
gab in der Folge ein Sachverständigengutachten einer Fachärztin für Unfallchirurgie und Ärztin für
Allgemeinmedizin in Auftrag, in welchem die Funktionseinschränkungen den Leidenspositionen

Lfd. Nr.

Bezeichnung der körperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschränkungen, welche
voraussichtlich länger als sechs Monate andauern werden: Begründung der Positionsnummer und des
Rahmensatzes:

Position

GdB %

1

Gonarthrose links

02.05.22

40

2

Degenerative Veränderungen der Wirbelsäule

02.01.02

30

3

Degenerative Veränderungen an Schultern, Hüften, rechtem Knie und Sprunggelenken

02.02.02

40

4



Belastungsinkontinenz

08.01.06

20

5

Zustand nach Linsenimplantation beider Augen mit gut erhaltenem Sehvermögen

11.02.01 Tabelle Zeile 1 Kolonne 1

10

zugeordnet und nach der Einschätzungsverordnung ein Gesamtgrad der Behinderung von 60 v.H. festgestellt
wurde. Weiters wurde festgehalten, dass der Beschwerdeführerin die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
zumutbar sei.

Mit Bescheiden vom 13.11.2014 sowie 18.11.2014 wies die belangte Behörde die Anträge der
Beschwerdeführerin auf Neufestsetzung des Grades der Behinderung sowie auf Vornahme der
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass ab.

Am 14.03.2017 stellte die Beschwerdeführerin bei der belangten Behörde einen Antrag auf Ausstellung eines
Ausweises gemäß § 29 b StVO (Parkausweis), der entsprechend dem von der belangten Behörde zur
Verfügung gestellten und von der Beschwerdeführerin ausgefüllten Antragsformular auch als Antrag auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel" in den
Behindertenpass gilt und legte dabei ein Konvolut an medizinischen Befunden vor. Am 14.03.2017 stellte die
Beschwerdeführerin bei der belangten Behörde einen Antrag auf Ausstellung eines Ausweises gemäß
Paragraph 29, b StVO (Parkausweis), der entsprechend dem von der belangten Behörde zur Verfügung
gestellten und von der Beschwerdeführerin ausgefüllten Antragsformular auch als Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel" in den Behindertenpass gilt
und legte dabei ein Konvolut an medizinischen Befunden vor.

Die belangte Behörde gab in der Folge ein Sachverständigengutachten einer Fachärztin für Orthopädie und
Ärztin für Allgemeinmedizin unter Anwendung der Bestimmungen der Einschätzungsverordnung in Auftrag. In
dem auf einer persönlichen Untersuchung der Beschwerdeführerin am 11.05.2017 basierenden Gutachten
vom 19.05.2017 wurde Folgendes - hier in den wesentlichen Teilen wiedergegeben – ausgeführt:

"Anamnese, derzeitige Beschwerden:

Letzte Begutachtung im Sozialministerium Service am 31. 3. 2014, Gesamtgrad der Behinderung 60 %
(Gonarthrose links 40 %, degenerative Veränderungen der Wirbelsäule 30 %, degenerative Veränderungen an
Schultern, Hüften, Knien, Sprunggelenken 40 %, Belastungsinkontinenz 20 %, Zustand nach
Linsenimplantation beider Augen mit gut erhaltenem Sehvermögen 10 %.

Keine Änderung der Einstufung zu Vorgutachten vom 15. 2. 2011.

Zwischenanamnese seit 03/2014:

CTS OP rechts

OP rechte Hüfte Frühjahr 2017 wurde verschoben wegen Verkühlung, wahrscheinlich im Herbst geplant.

Derzeitige Beschwerden:

"Kann nicht lange stehen oder gehen, muss mich immer hinsetzen können. Kann nicht 10 min auf Bus
warten, beantrage daher den Parkausweis. Schmerzen habe ich in der Lendenwirbelsäule, in der rechten
Hüfte und in den Kniegelenken.

Bin in der Schmerzambulanz XXXX in Betreuung. Die Ursache der Beschwerden ist letztlich nicht geklärt,
derzeit wird die Wirbelsäule neu abgeklärt.Bin in der Schmerzambulanz römisch 40 in Betreuung. Die Ursache
der Beschwerden ist letztlich nicht geklärt, derzeit wird die Wirbelsäule neu abgeklärt.



Bezüglich Herz habe ich derzeit keine Beschwerden."

Behandlung(en) / Medikamente / Hilfsmittel:

Medikamente: Parkemed, Doxazosin, Candesartan, ThromboAss, Madaus

Allergie: Roggen, Weizen

Nikotin: 0

Laufende Therapie bei Hausarzt Dr. K., 1100 Wien

Sozialanamnese:

verwitwet, 1 Sohn, lebt in Wohnung im 2. Stockwerk mit Lift plus

Halbstock Berufsanamnese: Pensionistin

Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):

Pflegegeldgutachten vom 29. 4. 2014 (Pflegegeld der Stufe 2)

Echocardiographiebefund vom 2. 9. 2016 (Gute syst LVF diast Relaxstörung, keine regionalen WBS, Septum
mit 12 mm verdickt,., Ii atrium mit 44 mm erweitert, keine signif Klappenvitien, keine TI, kein
PericardergußEchocardiographiebefund vom 2. 9. 2016 (Gute syst LVF diast Relaxstörung, keine regionalen
WBS, Septum mit 12 mm verdickt,., römisch eins i atrium mit 44 mm erweitert, keine signif Klappenvitien,
keine TI, kein Pericarderguß

Carotisdoppler: bds kalkh Plaques im Carotissystem, keine höhergradigen Stenosen)

Befund Dr. G., Facharzt für Innere Medizin vom 3. 6. 2016 (arterielle Hypertonie, Zustand nach bronchitischen
Infekt, Belastungsdyspnoe. Therapie mit Candesartan und Doxazosin)

Bericht urologische Abteilung Krankenanstalt Rudolfstiftung vom 4. 10. 2014 (Kolikartige Schmerzen links bei
Nephrolithiasis links - Steintherapien seit 2005, zuletzt ESWL links 7.7.2014)

Röntgen rechtes Kniegelenk vom 18. 2. 2014 (mittelgradig bis deutlich ausgeprägte Varusgonarthrose)

Untersuchungsbefund:

Allgemeinzustand:

gut, 83 a

Ernährungszustand:

gut

Größe: 168,00 cm Gewicht: 88,00 kg Blutdruck: 140/80

Klinischer Status - Fachstatus:

Caput/Collum: klinisch unauffälliges Hör- und Sehvermögen

Thorax: symmetrisch, elastisch

Atemexkursion seitengleich, sonorer Klopfschall, VA. HAT rein, rhythmisch.

Abdomen: klinisch unauffällig, keine pathologischen Resistenzen tastbar, kein Druckschmerz.

Integument: unauffällig

Schultergürtel und beide oberen Extremitäten:

Rechtshänder. Der Schultergürtel steht horizontal, symmetrische Muskelverhältnisse.

Die Durchblutung ist ungestört, die Sensibilität wird als ungestört angegeben.

Die Benützungszeichen sind seitengleich vorhanden.

Sämtliche Gelenke sind bandfest und klinisch unauffällig.

Aktive Beweglichkeit: Schultern, Ellbogengelenke, Unterarmdrehung, Handgelenke, Daumen und Langfinger



seitengleich frei beweglich. Grob- und Spitzgriff sind uneingeschränkt durchführbar. Der Faustschluss ist
komplett, Fingerspreizen beidseits unauffällig, die grobe Kraft in etwa seitengleich, Tonus und Trophik
unauffällig.

Nacken- und Schürzengriff sind uneingeschränkt durchführbar.

Becken und beide unteren Extremitäten:

Freies Stehen sicher möglich, Zehenballengang und Fersengang beidseits mit Anhalten und ohne Einsinken
durchführbar.

Der Einbeinstand ist mit Anhalten möglich. Die tiefe Hocke ist zu 1/3 möglich.

Die Beinachse ist im Lot. Symmetrische Muskelverhältnisse.

Beinlänge ident.

Die Durchblutung ist ungestört, keine Ödeme, keine Varizen, die Sensibilität wird als ungestört angegeben.
Die Beschwielung ist in etwa seitengleich.

Hüftgelenk rechts: Rotationsschmerzen

Kniegelenke bds.: mäßige Umfangsvermehrung, keine Überwärmung, kein Erguss, stabil, Patella mäßig
verbacken.

Senkspreizfüße bds.

Sämtliche weiteren Gelenke sind bandfest und klinisch unauffällig.

Aktive Beweglichkeit: Hüften rechts S 0/100, links 0/110, IR/AR rechts 0/0/20, links 10/0/30, Knie rechts
0/10/110, links 0/15/100, Sprunggelenke und Zehen sind seitengleich frei beweglich.

Das Abheben der gestreckten unteren Extremität ist beidseits bis 60° bei KG 5 möglich.

Wirbelsäule:

Schultergürtel und Becken stehen horizontal, in etwa im Lot, geringgradig Rundrücken, sonst regelrechte
Krümmungsverhältnisse. Die Rückenmuskulatur ist symmetrisch ausgebildet. Mäßig Hartspann. Klopfschmerz
über der Wirbelsäule, ISG und Ischiadicusdruckpunkte sind frei.

Aktive Beweglichkeit:

HWS: in allen Ebenen endlagig eingeschränkt beweglich

BWS/LWS: FBA: 20 cm, in allen Ebenen 1/3 eingeschränkt beweglich

Lasegue bds. negativ, Muskeleigenreflexe seitengleich mittellebhaft auslösbar.

Gesamtmobilität - Gangbild:

Kommt selbständig gehend mit Halbschuhen mit 1 Unterarmstützkrücken, das Gangbild kleinschrittig,
verlangsamt. Im Untersuchungszimmer ohne Gehhilfe verlangsamt, insgesamt raumgewinnend.

Das Aus- und Ankleiden wird selbständig im Sitzen durchgeführt.

Status Psychicus:

Allseits orientiert; Merkfähigkeit, Konzentration und Antrieb unauffällig; Stimmungslage ausgeglichen.

Ergebnis der durchgeführten Begutachtung:

Lfd. Nr.

Bezeichnung der körperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschränkungen, welche
voraussichtlich länger als sechs Monate andauern werden: Begründung der Positionsnummer und des
Rahmensatzes:

1

Kniegelenksarthrose mit mäßigen Funktionseinschränkungen beidseits



2

Degenerative Veränderungen der Wirbelsäule mit mäßigen Funktionseinschränkungen ohne neurologisches
Defizit

3

Degenerative Veränderungen des Bewegungsapparates mit Beschwerden im Bereich von Schultern, Hüften
und Sprunggelenken

4

Zustand nach Linsenimplantation beider Augen mit gut erhaltenem Sehvermögen Tabelle Kolonne 1 Zeile 1,
Nachsatz: Kunstlinse 10%

Stellungnahme zu

gesundheitlichen Änderungen im Vergleich zum Vorgutachten:

Keine

[x] Dauerzustand

1. Zumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel – Welche Funktionsbeeinträchtigungen lassen das
Zurücklegen einer kurzen Wegstrecke, das Ein- und Aussteigen sowie den sicheren Transport in einem
öffentlichen Verkehrsmittel nicht zu und warum?

Keine. Es liegen keine Funktionsbeeinträchtigungen der oberen und unteren Extremitäten und der
Wirbelsäule vor, welche die selbstständige Fortbewegung im öffentlichen Raum sowie den sicheren,
gefährdungsfreien Transport im öffentlichen Verkehrsmittel erheblich einschränken.

Die mäßige Einschränkung der Beweglichkeit im Bereich der Hüft- und Kniegelenke bei mäßigen
Abnützungserscheinungen führt zwar zu einer Einschränkung der Gehstrecke, das objektivierbare Ausmaß
des Defizits kann jedoch eine maßgebliche Erschwernis der Erreichbarkeit öffentlicher Verkehrsmittel nicht
ausreichend begründen. Niveauunterschiede können überwunden werden, da die Beugefunktion im Bereich
der Hüft-, Knie-und Sprunggelenke ausreichend ist und das sichere Ein-und Aussteigen und Benützen
öffentlicher Verkehrsmittel möglich ist. Die Gesamtmobilität ist nicht wesentlich eingeschränkt, Kraft und
Koordination sind gut, ausreichende Standfestigkeit konnten ohne Gehilfe festgestellt werden. Die
Zuhilfenahme einer Krücke fördert die Gangsicherheit, das Zurücklegen kurzer Wegstrecken von 200-300 m
ist zumutbar. Im Bereich der oberen Extremitäten liegen keine höhergradigen Funktionseinschränkungen vor,
das Erreichen von Haltegriffen und das Festhalten ist nicht eingeschränkt. Kraft und Koordination sind
ebenfalls zufriedenstellend und stellen kein Hindernis dar. Eine Einschränkung der körperlichen Belastbarkeit
ist nicht objektivierbar. Es liegen keine erheblichen Einschränkungen psychischer, neurologischer oder
intellektueller Fähigkeiten vor.

"

Mit Bescheid vom XXXX wies die belangte Behörde den Antrag der Beschwerdeführerin auf Vornahme der
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung auf Grund einer Behinderung" in den Behindertenpass ab. In der Begründung des
Bescheides werden im Wesentlichen die Ausführungen des ärztlichen Sachverständigengutachtens vom
19.10.2017, welches als schlüssig erachtet werde, wiedergebgeben.Mit Bescheid vom römisch 40 wies die
belangte Behörde den Antrag der Beschwerdeführerin auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit
der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung auf Grund einer
Behinderung" in den Behindertenpass ab. In der Begründung des Bescheides werden im Wesentlichen die
Ausführungen des ärztlichen Sachverständigengutachtens vom 19.10.2017, welches als schlüssig erachtet
werde, wiedergebgeben.

Mit angefochtenem Bescheid vom XXXX wies die belangte Behörde auch den Antrag der Beschwerdeführerin
auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß § 29 b StVO ab. Begründend wurde dazu ausgeführt, dass als
Voraussetzung für die Ausstellung eines Parkausweises die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung



öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung auf Grund einer Behinderung" in den
Behindertenpass vorliegen müsse. Da diese Voraussetzung jedoch nicht erfüllt sei, sei der Antrag auf
Ausfolgung eines Parkausweises ebenfalls abzuweisen.Mit angefochtenem Bescheid vom römisch 40 wies die
belangte Behörde auch den Antrag der Beschwerdeführerin auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß
Paragraph 29, b StVO ab. Begründend wurde dazu ausgeführt, dass als Voraussetzung für die Ausstellung
eines Parkausweises die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung auf Grund einer Behinderung" in den Behindertenpass vorliegen müsse.
Da diese Voraussetzung jedoch nicht erfüllt sei, sei der Antrag auf Ausfolgung eines Parkausweises ebenfalls
abzuweisen.

Mit Schreiben vom 29.05.2017 erhob die Beschwerdeführerin fristgerecht gegenständliche Beschwerde
gegen den Bescheid vom 09.06.2017, mit welchem der Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß §
29 b StVO abgewiesen wurde, an das Bundesverwaltungsgericht. Darin brachte sie im Wesentlichen vor, ihr
Zustand habe sich wesentlich verschlechtert, sodass sie keine öffentlichen Verkehrsmittel benützen könne.
Der Beschwerde schloss sie keine medizinischen Befunde an.Mit Schreiben vom 29.05.2017 erhob die
Beschwerdeführerin fristgerecht gegenständliche Beschwerde gegen den Bescheid vom 09.06.2017, mit
welchem der Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß Paragraph 29, b StVO abgewiesen wurde,
an das Bundesverwaltungsgericht. Darin brachte sie im Wesentlichen vor, ihr Zustand habe sich wesentlich
verschlechtert, sodass sie keine öffentlichen Verkehrsmittel benützen könne. Der Beschwerde schloss sie
keine medizinischen Befunde an.

Das Bundesverwaltungsgericht ersuchte in der Folge die Fachärztin für Orthopädie und Ärztin für
Allgemeinmedizin um Ergänzung des Sachverständigengutachtens und Stellungnahme, ob es der
Beschwerdeführerin möglich sei, trotz der diagnostizierten gesundheitlichen Beeinträchtigungen eine
Wegstrecke von 300 bis 400 Metern zurückzulegen. Im Sachverständigengutachten vom 19.05.2017 führte
die Sachverständige aus, dass das Zurücklegen kurzer Wegstrecken von 200 bis 300 Metern zumutbar sei.
Laut Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes müsse für die Feststellung der Zumutbarkeit der Benützung
öffentlicher Verkehrsmittel die Zurücklegung einer Wegstrecke von 300 bis 400 Metern möglich sein.

In dem auf der Aktenlage basierenden Ergänzung des Sachverständigengutachtens bzw. Stellungnahme
führte die Fachärztin für Orthopädie und Allgemeinmedizin am 30.11.2017 wie folgt - hier in den wesentlichen
Teilen wiedergegeben – aus:

" STELLUNGNAHME:

Ist das Zurücklegen einer kurzen Wegstrecke von 300-400 m möglich?

Ja.

Das Zurücklegen einer kurzen Wegstrecke von etwa 300-400 m ist möglich und zumutbar, da keine
erheblichen und dauerhaften Funktionsbeeinträchtigungen der oberen und unteren Extremitäten und der
Wirbelsäule vorliegen.

Die mäßigen Funktionseinschränkungen im Bereich der Kniegelenke und der Wirbelsäule mit ausreichendem
Bewegungsumfang verunmöglichen nicht das Zurücklegen einer kurzen Wegstrecke von etwa 300-400 m,
das Einsteigen und Aussteigen und den sicheren Transport. Im Bereich von Hüftgelenken, Schultern und
Sprunggelenke liegen keine maßgeblichen Beeinträchtigungen vor. Insbesondere wird auf das Gangbild
verwiesen, dabei konnte unter Verwendung einer Unterarmstützkrücke ein verlangsamtes und
kleinschrittiges Gehen festgestellt werden. Gehen ohne Gehhilfe ist raumgewinnend möglich.

Eine Einschränkung der körperlichen Belastbarkeit ist nicht objektivierbar. Cardiopulmonal ist keine
höhergradige Funktionseinschränkung dokumentiert.

ad 1) Begründung einer eventuell vom bisherigen Ergebnis abweichenden Beurteilung, Abl. 43-48:

keine abweichende Beurteilung, weitere Stellungnahme entfällt daher.

ad 2) Beurteilung der Schmerzen, die speziell mit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel für den
Beschwerdeführer verbunden sind.



Stellungnahme zu Art und Ausmaß der Schmerzen beim Zurücklegen von 300-400 m:

Art und Ausmaß allfälliger Schmerzzustände. die mit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel einhergehen,
können nur indirekt erfasst werden, da Schmerzen subjektive Angaben darstellen.

Anhand des beobachteten Gangbilds mit kleinschrittigem, etwas verlangsamtem, insgesamt jedoch
raumgewinnendem Gehen unter teilweiser Verwendung einer Unterarmstützkrücke ohne höhergradige
Beeinträchtigung der Gesamtmobilität, des aktuellen Untersuchungsergebnisses mit ausreichender
Beweglichkeit sämtlicher Gelenke der unteren Extremitäten, und der derzeitigen Therapieerfordernis
(Parkemed) ergibt sich kein Hinweis auf höhergradige Schmerzzustände, welche das Erreichen und Benützen
öffentlicher Verkehrsmittel verunmöglichten.

Auf die Möglichkeit der Intensivierung multimodaler Behandlungen wird verwiesen."

Mit Schreiben des Bundesverwaltungsgerichts vom 14.12.2017 wurde der Beschwerdeführerin sowie der
belangten Behörde das Ergebnis der Beweisaufnahme zur Kenntnis gebracht und die Möglichkeit eingeräumt,
binnen zwei Wochen ab Zustellung dazu Stellung zu nehmen. Gleichzeitig wies das
Bundesverwaltungsgericht die Beschwerdeführerin auf die Neuerungsbeschränkung gemäß § 46 BBG hin,
wonach ab dem Zeitpunkt des Einlangens der Beschwerde (im vorliegenden Fall ab dem 12.07.22017) keine
neuen Tatsachen und Beweismittel mehr vorgebracht werden dürften. Nach diesem Zeitpunkt vorgelegte
Befunde bzw. sonstigen Unterlagen könnten bei der Beurteilung nicht berücksichtigt werden. Ebenso sei es
nicht zulässig, neue – bis dato unerwähnt gebliebene – Leidenszustände anzuführen.Mit Schreiben des
Bundesverwaltungsgerichts vom 14.12.2017 wurde der Beschwerdeführerin sowie der belangten Behörde das
Ergebnis der Beweisaufnahme zur Kenntnis gebracht und die Möglichkeit eingeräumt, binnen zwei Wochen
ab Zustellung dazu Stellung zu nehmen. Gleichzeitig wies das Bundesverwaltungsgericht die
Beschwerdeführerin auf die Neuerungsbeschränkung gemäß Paragraph 46, BBG hin, wonach ab dem
Zeitpunkt des Einlangens der Beschwerde (im vorliegenden Fall ab dem 12.07.22017) keine neuen Tatsachen
und Beweismittel mehr vorgebracht werden dürften. Nach diesem Zeitpunkt vorgelegte Befunde bzw.
sonstigen Unterlagen könnten bei der Beurteilung nicht berücksichtigt werden. Ebenso sei es nicht zulässig,
neue – bis dato unerwähnt gebliebene – Leidenszustände anzuführen.

Mit Schreiben vom 03.01.2018 gab die Beschwerdeführerin eine Stellungnahme ab, in welcher sie ausführte,
sich am 02.11.2017 einer Hüftoperation unterzogen zu haben und dass in den nächsten Monaten eine
Knieoperation geplant sei. Sie ersuche daher um Ergänzung des Sachverständigengutachtens. Dem
Schreiben schloss sie einen Transferierungsbrief des Orthopädischen XXXX vom 07.11.2017 und einen
Pflegeentlassungsbrief desselben Spitals vom 28.11.2017.Mit Schreiben vom 03.01.2018 gab die
Beschwerdeführerin eine Stellungnahme ab, in welcher sie ausführte, sich am 02.11.2017 einer Hüftoperation
unterzogen zu haben und dass in den nächsten Monaten eine Knieoperation geplant sei. Sie ersuche daher
um Ergänzung des Sachverständigengutachtens. Dem Schreiben schloss sie einen Transferierungsbrief des
Orthopädischen römisch 40 vom 07.11.2017 und einen Pflegeentlassungsbrief desselben Spitals vom
28.11.2017.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Die Beschwerdeführerin ist Inhaberin eines unbefristeten Behindertenpasses mit einem festgestellten Grad
der Behinderung von 60 vH.

Die Beschwerdeführerin hat folgende Funktionseinschränkungen, die voraussichtlich länger als sechs Monate
andauern werden:

-Strichaufzählung
Kniegelenksarthrose mit mäßigen Funktionseinschränkungen beidseits

-Strichaufzählung
Degenerative Veränderungen der Wirbelsäule mit mäßigen Funktionseinschränkungen ohne
neurologisches Defizit

https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/46


-Strichaufzählung
Degenerative Veränderungen des Bewegungsapparates mit Beschwerden im Bereich von Schultern,
Hüften und Sprunggelenken

-Strichaufzählung
Zustand nach Linsenimplantation beider Augen mit gut erhaltenem Sehvermögen

Sie stellte am 14.03.2017 beim Sozialministeriumservice einen Antrag auf Ausstellung eines Ausweises
gemäß § 29b StVO, welcher auch als Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Mobilitätseinschränkung aufgrund einer
Behinderung" in den Behindertenpass gilt.Sie stellte am 14.03.2017 beim Sozialministeriumservice einen
Antrag auf Ausstellung eines Ausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO, welcher auch als Antrag auf Vornahme
der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass gilt.

Mit Bescheid vom XXXX wies die belangte Behörde den Antrag über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit
der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Mobilitätseinschränkung aufgrund einer
Behinderung" ab. Dieser Bescheid wurde von der Beschwerdeführerin nicht angefochten und erwuchs daher
in Rechtskraft. Die Voraussetzungen für die Ausstellung eines Ausweises gemäß § 29b StVO liegen daher
nicht vor.Mit Bescheid vom römisch 40 wies die belangte Behörde den Antrag über die Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Mobilitätseinschränkung
aufgrund einer Behinderung" ab. Dieser Bescheid wurde von der Beschwerdeführerin nicht angefochten und
erwuchs daher in Rechtskraft. Die Voraussetzungen für die Ausstellung eines Ausweises gemäß Paragraph 29
b, StVO liegen daher nicht vor.

Im Behindertenpass der Beschwerdeführerin ist der Zusatz "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" nicht eingetragen.

2. Beweiswürdigung:

Die Feststellungen zum Behindertenpass ergeben sich aus dem Akteninhalt.

Die Feststellungen, dass gegen den Bescheid vom 2905.2017 betreffend Abweisung des Antrages über die
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" keine Beschwerde erhoben wurde, wodurch der
Bescheid rechtskräftig wurde, ergibt sich ebenfalls aus dem Akteninhalt.

Der im gegenständlichen Verfahren beantragte Ausweis gemäß § 29b StVO ist ausschließlich Inhabern eines
Behindertenpasses auszustellen, die über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauernder Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" verfügen. Der
Beschwerdeführerin ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel zumutbar, was die belangte Behörde mit –
nicht angefochtenem und nunmehr rechtskräftigem - Bescheid vom XXXX feststellte. Aus diesem Grund
wurde keine Eintragung der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass
vorgenommen, was auch zur Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß § 29b
StVO führte, welche die belangte Behörde mit Bescheid vom XXXX vornahm.Der im gegenständlichen
Verfahren beantragte Ausweis gemäß Paragraph 29 b, StVO ist ausschließlich Inhabern eines
Behindertenpasses auszustellen, die über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauernder Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" verfügen. Der
Beschwerdeführerin ist die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel zumutbar, was die belangte Behörde mit –
nicht angefochtenem und nunmehr rechtskräftigem - Bescheid vom römisch 40 feststellte. Aus diesem Grund
wurde keine Eintragung der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass
vorgenommen, was auch zur Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß Paragraph
29 b, StVO führte, welche die belangte Behörde mit Bescheid vom römisch 40 vornahm.

3. Rechtliche Beurteilung:

https://www.jusline.at/gesetz/stvo/paragraf/29b
https://www.jusline.at/gesetz/stvo/paragraf/29b
https://www.jusline.at/gesetz/stvo/paragraf/29b
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Zu Spruchteil A)

1. Zur Entscheidung in der Sache

Die gegenständlich maßgeblichen Bestimmungen des Bundesbehindertengesetzes (BBG) lauten:

§ 42. (1) Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum,
eine allfällige Versicherungsnummer, den Wohnort und einen festgestellten Grad der Behinderung oder der
Minderung der Erwerbsfähigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusätzliche
Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und Vergünstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten
Menschen zulässig. Die Eintragung ist vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen
vorzunehmen.Paragraph 42, (1) Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder
Nachnamen, das Geburtsdatum, eine allfällige Versicherungsnummer, den Wohnort und einen festgestellten
Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild
auszustatten. Zusätzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und Vergünstigungen dienen, sind
auf Antrag des behinderten Menschen zulässig. Die Eintragung ist vom Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen vorzunehmen.

§ 45. (1) Anträge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf
Einschätzung des Grades der Behinderung sind unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen einzubringen.Paragraph 45, (1) Anträge auf Ausstellung eines
Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschätzung des Grades der
Behinderung sind unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen einzubringen.

(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemäß Abs. 1 nicht stattgegeben, das Verfahren
eingestellt (§ 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemäß Absatz eins, nicht
stattgegeben, das Verfahren eingestellt (Paragraph 41, Absatz 3,) oder der Pass eingezogen wird. Dem
ausgestellten Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu.

(3) In Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf
Einschätzung des Grades der Behinderung hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den
Senat zu erfolgen.

(4) Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemäß Abs. 3 hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben für
die jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts)
aufzuweisen.(4) Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemäß Absatz 3, hat eine Vertreterin oder ein
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder
fachkundiger Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter
(Ersatzmitglieder) haben für die jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde
im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

§ 47. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales ist ermächtigt, mit Verordnung die näheren Bestimmungen
über den nach § 40 auszustellenden Behindertenpaß und damit verbundene Berechtigungen
festzusetzen."Paragraph 47, Der Bundesminister für Arbeit und Soziales ist ermächtigt, mit Verordnung die
näheren Bestimmungen über den nach Paragraph 40, auszustellenden Behindertenpaß und damit
verbundene Berechtigungen festzusetzen."

§ 1 Abs. 4 der Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz über die
Ausstellung von Behindertenpässen und von Parkausweisen, idg F BGBl II Nr. 263/2016 lautet – soweit im
gegenständlichen Fall relevant - auszugsweise:Paragraph eins, Absatz 4, der Verordnung des
Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz über die Ausstellung von Behindertenpässen
und von Parkausweisen, idg F Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 263 aus 2016, lautet – soweit im
gegenständlichen Fall relevant - auszugsweise:

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2016/263


"§ 1 .

(4) Auf Antrag des Menschen mit Behinderung ist jedenfalls einzutragen:

1. .

2. 3. die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benützung
öffentlicher Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist
und

-Strichaufzählung
erhebliche Einschränkungen der Funktionen der unteren Extremitäten oder

-Strichaufzählung
erhebliche Einschränkungen der körperlichen Belastbarkeit oder

-Strichaufzählung
erhebliche Einschränkungen psychischer, neurologischer oder intellektueller

Fähigkeiten, Funktionen oder

-Strichaufzählung
eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

-Strichaufzählung
eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach § 1eine hochgradige
Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach Paragraph eins

Abs. 2 Z 1 lit. b oder d vorliegen.Absatz 2, Ziffer eins, Litera b, oder d vorliegen.

(5) Grundlage für die Beurteilung, ob die Voraussetzungen für die in Abs. 4 genannten Eintragungen erfüllt
sind, bildet ein Gutachten eines/einer ärztlichen Sachverständigen des Sozialministeriumservice. Soweit es
zur ganzheitlichen Beurteilung der Funktionsbeeinträchtigungen erforderlich erscheint, können
Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der
Funktionsbeeinträchtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen Optionen, wechselseitigen
Beeinflussungen und Kompensationsmöglichkeiten zu berücksichtigen. (5) Grundlage für die Beurteilung, ob
die Voraussetzungen für die in Absatz 4, genannten Eintragungen erfüllt sind, bildet ein Gutachten
eines/einer ärztlichen Sachverständigen des Sozialministeriumservice. Soweit es zur ganzheitlichen
Beurteilung der Funktionsbeeinträchtigungen erforderlich erscheint, können Experten/Expertinnen aus
anderen Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeinträchtigungen sind alle
zumutbaren therapeutischen Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmöglichkeiten
zu berücksichtigen.

(6) "

In den Erläuterungen zu § 1 Abs. 2 Z 3 zur Stammfassung der Verordnung über die Ausstellung von
Behindertenpässen und von Parkausweisen BGBl. II Nr. 495/2013 wird unter anderem – soweit im
gegenständlichen Fall relevant - Folgendes ausgeführt: In den Erläuterungen zu Paragraph eins, Absatz 2,
Ziffer 3, zur Stammfassung der Verordnung über die Ausstellung von Behindertenpässen und von
Parkausweisen Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 495 aus 2013, wird unter anderem – soweit im gegenständlichen
Fall relevant - Folgendes ausgeführt:

"Zu § 1 Abs. 2 Z 3 (neu nunmehr § 1 Abs. 4 Z. 3, BGBl. II Nr. 263/2016):"Zu Paragraph eins, Absatz 2, Ziffer 3,
(neu nunmehr Paragraph eins, Absatz 4, Ziffer 3,, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 263 aus 2016,):

Durch die Verwendung des Begriffes "dauerhafte Mobilitätseinschränkung" hat schon der Gesetzgeber (StVO-
Novelle) zum Ausdruck gebracht, dass es sich um eine Funktionsbeeinträchtigung handeln muss, die
zumindest 6 Monate andauert. Dieser Zeitraum entspricht auch den grundsätzlichen Voraussetzungen für die
Erlangung eines Behindertenpasses.

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2013/495
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Unter erheblicher Einschränkung der Funktionen der unteren Extremitäten sind ungeachtet der Ursache
eingeschränkte Gelenksfunktionen, Funktionseinschränkungen durch Erkrankungen von Knochen, Knorpeln,
Sehnen, Bändern, Muskeln, Nerven, Gefäßen, durch Narbenzüge, Missbildungen und Traumen zu verstehen.

Komorbiditäten der oberen Extremitäten und eingeschränkte Kompensationsmöglichkeiten sind zu
berücksichtigen. Eine erhebliche Funktionseinschränkung wird in der Regel ab einer Beinverkürzung von 8
cm vorliegen.

Erhebliche Einschränkungen der körperlichen Belastbarkeit betreffen vorrangig cardiopulmonale
Funktionseinschränkungen. Bei den folgenden Einschränkungen liegt jedenfalls eine Unzumutbarkeit der
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel vor:

-Strichaufzählung
arterielle Verschlusskrankheit ab II/B nach Fontaine bei fehlender therapeutischer Option

-Strichaufzählung
Herzinsuffizienz mit hochgradigen Dekompensationszeichen

-Strichaufzählung
hochgradige Rechtsherzinsuffizienz

-Strichaufzählung
Lungengerüsterkrankungen unter Langzeitsauerstofftherapie

-Strichaufzählung
COPD IV mit LangzeitsauerstofftherapieCOPD römisch vier mit Langzeitsauerstofftherapie

-Strichaufzählung
Emphysem mit Langzeitsauerstofftherapie

-Strichaufzählung
mobiles Gerät mit Flüssigsauerstoff muss nachweislich benützt werden

Erhebliche Einschränkungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Funktionen umfassen im Hinblick
auf eine Beurteilung der Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel folgende
Krankheitsbilder:

-Strichaufzählung
Klaustrophobie, Soziophobie und phobische Angststörungen als Hauptdiagnose nach ICD 10 und nach
Ausschöpfung des therapeutischen Angebotes und einer nachgewiesenen Behandlung von mindestens 1
Jahr,

-Strichaufzählung
hochgradige Entwicklungsstörungen mit gravierenden Verhaltensauffälligkeiten,

-Strichaufzählung
schwere kognitive Einschränkungen, die mit einer eingeschränkten Gefahreneinschätzung des
öffentlichen Raumes einhergehen,

-Strichaufzählung
nachweislich therapierefraktäres, schweres, cerebrales Anfallsleiden – Begleitperson ist erforderlich.

Eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems, die eine Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen signifikanter Infektanfälligkeit einschränkt, liegt vor bei:

-Strichaufzählung
anlagebedingten, schweren Erkrankungen des Immunsystems (SCID – sever combined
immundeficiency),

-Strichaufzählung
schweren, hämatologischen Erkrankungen mit dauerhaftem, hochgradigem Immundefizit (z.B: akute
Leukämie bei Kindern im 2. Halbjahr der Behandlungsphase, Nachuntersuchung nach Ende der



Therapie),

-Strichaufzählung
fortgeschrittenen Infektionskrankheiten mit dauerhaftem, hochgradigem Immundefizit,

-Strichaufzählung
selten auftretenden chronischen Abstoßungsreaktion nach Nierentransplantationen, die zu zusätzlichem
Immunglobulinverlust führen.

Bei Chemo- und/oder Strahlentherapien im Rahmen der Behandlung onkologischer Erkrankungen, kommt es
im Zuge des zyklenhaften Therapieverlaufes zu tageweisem Absinken der Abwehrkraft. Eine anhaltende
Funktionseinschränkung resultiert daraus nicht.

Anzumerken ist noch, dass in dieser kurzen Phase die Patienten in einem stark reduzierten Allgemeinzustand
sind und im Bedarfsfall ein Krankentransport indiziert ist.

Bei allen frisch transplantierten Patienten kommt es nach einer anfänglichen Akutphase mit hochdosierter
Immunsuppression, nach etwa 3 Monaten zu einer Reduktion auf eine Dauermedikation, die keinen
wesentlichen Einfluss auf die Abwehrkräfte bei üblicher Exposition im öffentlichen Raum hat.

Keine Einschränkung im Hinblick auf die Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel haben:

-Strichaufzählung
vorübergehende Funktionseinschränkungen des Immunsystem als Nebenwirkung im Rahmen von
Chemo-und /oder Strahlentherapien,

-Strichaufzählung
laufende Erhaltungstherapien mit dem therapeutischen Ziel, Abstoßreaktionen von Transplantaten zu
verhindern oder die Aktivität von Autoimmunerkrankungen einzuschränken,

-Strichaufzählung
Kleinwuchs,

-Strichaufzählung
gut versorgte Ileostoma, Colostoma und Ähnliches mit dichtem Verschluss. Es kommt weder zu Austritt
von Stuhl oder Stuhlwasser noch zu Geruchsbelästigungen. Lediglich bei ungünstiger Lokalisation und
deswegen permanent undichter Versorgung ist in Ausnahmefällen die Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel unzumutbar,

-Strichaufzählung
bei Inkontinenz, da die am Markt üblichen Inkontinenzprodukte ausreichend sicher sind und
Verunreinigungen der Person durch Stuhl oder Harn vorbeugen. Lediglich bei anhaltend schweren
Erkrankungen des Verdauungstraktes ist in Ausnahmefällen die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
unzumutbar."

Die gegenständlich maßgebliche Bestimmung der Straßenverkehrsordnung (StVO) lautet – soweit im
gegenständlichen Fall relevant - auszugsweise:

"§ 29b. (1) Inhabern und Inhaberinnen eines Behindertenpasses nach dem Bundesbehindertengesetz, BGBl.
Nr. 283/1990, die über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" verfügen, ist als Nachweis über die
Berechtigungen nach Abs. 2 bis 4 auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen ein Ausweis
auszufolgen. Die näheren Bestimmungen über diesen Ausweis sind durch Verordnung des Bundesministers
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu treffen."§ 29b. (1) Inhabern und Inhaberinnen eines
Behindertenpasses nach dem Bundesbehindertengesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 283 aus 1990,, die über die
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" verfügen, ist als Nachweis über die Berechtigungen
nach Absatz 2 bis 4 auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen ein Ausweis auszufolgen.
Die näheren Bestimmungen über diesen Ausweis sind durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit,
Soziales und Konsumentenschutz zu treffen.

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1990_283_0/1990_283_0.pdf


"

Wie oben im Rahmen der Beweiswürdigung ausgeführt, ist die Beschwerdeführerin zwar Inhaberin eines
Behindertenpasses, der Zusatz "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" ist jedoch nicht eingetragen.

Da die Voraussetzungen für die Ausstellung eines Ausweises gemäß § 29b (1) StVO 1960 somit nicht
vorliegen, war spruchgemäß zu entscheiden.Da die Voraussetzungen für die Ausstellung eines Ausweises
gemäß Paragraph 29 b, (1) StVO 1960 somit nicht vorliegen, war spruchgemäß zu entscheiden.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass bei einer späteren Verschlechterung des Leidenszustandes die
neuerliche Prüfung der Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel in Betracht kommt.

2. Zum Entfall einer mündlichen Verhandlung

Gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält,
von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen.Gemäß Paragraph 24, Absatz eins,
VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, von Amts wegen eine
öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen.

Gemäß § 24 Abs. 2 VwGVG kann die Verhandlung entfallen, wennGemäß Paragraph 24, Absatz 2, VwGVG
kann die Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde
zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene
Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung für rechtswidrig zu erklären ist oder

2. die Säumnisbeschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemäß § 24 Abs. 3 VwGVG hat der Beschwerdeführer die Durchführung einer Verhandlung in der Beschwerde
oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen
angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu
stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien
zurückgezogen werden.Gemäß Paragraph 24, Absatz 3, VwGVG hat der Beschwerdeführer die Durchführung
einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist
Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf
Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit
Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen werden.

Gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten
erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt,
und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl.
Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.Gemäß Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann, soweit durch
Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das Verwaltungsgericht ungeachtet eines
Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche
Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europäischen Union,
ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

Die Frage der Zumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wurden unter Mitwirkung einer
ärztlichen Sachverständigen geprüft. Die strittigen Tatsachenfragen (Art und Ausmaß der
Funktionseinschränkungen, Schmerzen, Auswirkungen der Funktionseinschränkungen auf die Benützung
öffentlicher Verkehrsmittel) gehören dem Bereich zu, der vom Sachverständigen zu beleuchten ist. Der
entscheidungsrelevante Sachverhalt ist vor dem Hintergrund des vorliegenden, nicht substantiiert
bestrittenen schlüssigen Sachverständigengutachtens und der Gutachtensergänzung geklärt, sodass im
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Sinne der Judikatur des EGMR und der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. das Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 16.12.2013, Zl. 2011/11/0180) und des Verfassungsgerichtshofes (vgl. VfGH
09.06.2017, E 1162/2017) eine mündliche Verhandlung nicht geboten war. Art. 6 EMRK bzw. Art. 47 der
Charta der Grundrechte der Europäischen Union stehen somit dem Absehen von einer mündlichen
Verhandlung gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG nicht entgegen. Im vorliegenden Fall wurde darüber hinaus seitens
beider Parteien eine mündliche Verhandlung nicht beantragt (vgl. das Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 16.12.2013, Zl. 2011/11/0180 mit weiterem Verweis auf die Entscheidung des
EGMR vom 21.03.2002, Nr. 32.636/96). All dies lässt die Einschätzung zu, dass die mündliche Erörterung eine
weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten ließ und eine Entscheidung ohne vorherige Verhandlung im
Beschwerdefall nicht nur mit Art. 6 EMRK und Art. 47 GRC kompatibel ist, sondern auch im Sinne des
Gesetzes (§ 24 Abs. 1 VwGVG) liegt, weil damit dem Grundsatz der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit
und Kostenersparnis (§ 39 Abs. 2a AVG) gedient ist, gleichzeitig aber das Interesse der materiellen Wahrheit
und der Wahrung des Parteiengehörs nicht verkürzt wird. Die Frage der Zumutbarkeit der Benützung
öffentlicher Verkehrsmittel wurden unter Mitwirkung einer ärztlichen Sachverständigen geprüft. Die strittigen
Tatsachenfragen (Art und Ausmaß der Funktionseinschränkungen, Schmerzen, Auswirkungen der
Funktionseinschränkungen auf die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel) gehören dem Bereich zu, der vom
Sachverständigen zu beleuchten ist. Der entscheidungsrelevante Sachverhalt ist vor dem Hintergrund des
vorliegenden, nicht substantiiert bestrittenen schlüssigen Sachverständigengutachtens und der
Gutachtensergänzung geklärt, sodass im Sinne der Judikatur des EGMR und der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes vergleiche das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 16.12.2013, Zl.
2011/11/0180) und des Verfassungsgerichtshofes vergleiche VfGH 09.06.2017, E 1162 aus 2017,) eine
mündliche Verhandlung nicht geboten war. Artikel 6, EMRK bzw. Artikel 47, der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union stehen somit dem Absehen von einer mündlichen Verhandlung gemäß Paragraph 24,
Absatz 4, VwGVG nicht entgegen. Im vorliegenden Fall wurde darüber hinaus seitens beider Parteien eine
mündliche Verhandlung nicht beantragt vergleiche das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom
16.12.2013, Zl. 2011/11/0180 mit weiterem Verweis auf die Entscheidung des EGMR vom 21.03.2002, Nr.
32.636/96). All dies lässt die Einschätzung zu, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der
Rechtssache nicht erwarten ließ und eine Entscheidung ohne vorherige Verhandlung im Beschwerdefall nicht
nur mit Artikel 6, EMRK und Artikel 47, GRC kompatibel ist, sondern auch im Sinne des Gesetzes (Paragraph
24, Absatz eins, VwGVG) liegt, weil damit dem Grundsatz der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und
Kostenersparnis (Paragraph 39, Absatz 2 a, AVG) gedient ist, gleichzeitig aber das Interesse der materiellen
Wahrheit und der Wahrung des Parteiengehörs nicht verkürzt wird.

Zu Spruchteil B)

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begründen.Gemäß Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig
ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu
lösenden Rechtsfrage vor. Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die
Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt.
Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.

Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen Beschwerde
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vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das
Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen.
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